
D
ie deutsche Verkehrs-
politik wird schon bald
neu aufgemischt. Das
ist dann der Fall, wenn
die rot-grüne Regie-

rungskoalition tatsächlich den
Weg für Neuwahlen zum Deut-
schen Bundestag freimachen
und es zu einem Regierungs-
wechsel zu Gunsten von
CDU/CSU und FDP kommen
sollte. Beide Parteien kündigten
bereits vollmundig an, insbe-
sondere die Bahnpolitik grund-
legend zu verändern. Ob der
von den Verkehrspolitikern arti-
kulierte Kurswechsel vollzogen
wird, bleibt freilich abzuwarten.
Eine erneute Beschlussfassung
durch die Parteispitzen wird im
Falle eines Wahlsieges der
gegenwärtigen Oppositions-
fraktionen allemal unumgäng-
lich sein.

Losgelöst von nicht auszuschlie-
ßenden grundlegenden Verän-
derungen wird die Sachpolitik

vorangetrieben. Im Mai hat der
Bundestag ein Gesetz zur voll-
ständigen Liberalisierung des
Eisenbahngüterverkehrs ab
2007 behandelt. Dabei geht es
um die Umsetzung einer ent-
sprechenden EU-Richtlinie.
Danach sollen alle Eisenbahn-
verkehrsunternehmen in der
gesamten Gemeinschaft den
uneingeschränkten Zugang zur
EU-Eisenbahninfrastruktur er-
halten.

In der Bundestagsdebatte zur
Gesetzesvorlage erklärte der
Parlamentarische Staatssekretär
Achim Großmann (SPD), damit
werde das „erklärte Ziel“ der
Bundesregierung zur zügigen
Verwirklichung eines einheitli-
chen europäischen Eisenbahn-
verkehrsmarkts erreicht. Die
Bahn wird damit die Möglich-
keit erhalten, aus dem „Schat-
tendasein“ zu treten, um im
wachstumsträchtigen europäi-
schen Transportmarkt mitzumi-

schen. Großmann weiter: „Dies
reicht jedoch nicht aus, um der
Bahn in Europa die Bedeutung
zu verschaffen, die ihr in einem
integrierten Verkehrssystem
zukommen sollte“. Erst wenn es
gelinge, die Bahnen vollständig
von ihrer Bindung an die natio-
nalen Schienennetze zu lösen,
könne von einem echten inter-
nationalen Verkehrsmittel
gesprochen werden.

Der bahnpolitische Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion Eduard Lintner ist skeptisch.
„Die Bundesregierung darf sich
mit dem auf dem Papier Erziel-
ten nicht zufrieden geben, son-
dern sie muss ständig darüber
wachen, dass trotz des jetzt
erreichten Stadiums nicht neue
Hindernisse ersonnen werden,
die das erstrebte Ziel wieder
infrage stellen beziehungsweise
wieder hinausschieben sollen“.
Für ihn ist das „Prinzip der
Gegenseitigkeit“ nicht erfüllt.

Erst seien die „noch vorhande-
nen technischen, administrati-
ven und faktischen Hindernisse
zügig zu beseitigen“. Zahlreiche
Detailprobleme verhinderten
den erwünschten Erfolg. Neue
Schwierigkeiten täten sich auf,
so Lintner weiter. „Die häufig
abgegebenen kühnen Progno-
sen über einen deutlich wach-
senden Anteil der Schiene am
gesamten Güterverkehr würden
sich erst dann bewahrheiten,
wenn die Liberalisierung der
Schienennetze innerhalb der EU
tatsächlich Platz gegriffen hat“.
Horst Friedrich, verkehrspoliti-
scher Sprecher der FDP-Bun-
destagsfraktion sieht in einer
geplanten EU-Richtlinie zum
Personaleinsatz im grenzüber-
schreitenden Schienengüterver-
kehr Wettbewerbsnachteile für
„innovative private Eisenbahn-
verkehrsunternehmen“. Er war-
nte vor einer Überregulierung
und lehnte zusätzliche Bestim-
mungen ab, wodurch nationale
Staatsbahnen gegenüber der
privaten Konkurrenz profitier-
ten. So dürfe ein Lokführer nur
noch eine Nacht im Ausland
zubringen und solle anschlie-
ßend eine „Ruhezeit zu Hause“
bekommen, so ein EU-Richtlini-
en-Entwurf. Dies bedeute eine
20-prozentige Personalkosten-
steigerung für die privaten Eisen-
bahnverkehrsunternehmen. Auf
diese Weise würden sich die
„systembedingten Wettbe-
werbsnachteile“ der Schiene
gegenüber der Straße nur aus-
weiten.
Der grüne Verkehrspolitiker
Albert Schmidt ist für eine Libe-
ralisierung des europäischen
Güterverkehrs. Er forderte
gleichzeitig die übrigen EU-Mit-
gliedsstaaten auf, für „eine
ebenso pünktliche Umsetzung
der EU-Richtlinie zu sorgen“.
Da der deutsche Schienengüter-
verkehrsmarkt  bereits relativ
weit geöffnet sei, stieg der Anteil
der privaten Wettbewerber in
den zurückliegenden drei
Jahren von rund fünf auf zu-
letzt fast zehn Prozent der
gesamten Transportmenge auf
der Schiene, rechnete Schmidt
vor.     Justus
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Bahnpolitik wird erneut auf
den Prüfstand kommen


